
A R G U M E N T E  U N D  M A T E R I A L I E N  Z U M  Z E I T G E S C H E H E N  1 0 6     113 

 
 

 
ZWISCHEN WILLKOMMENSKULTUR UND  
VERLUSTÄNGSTEN 

 

Migration im Kontext kommunaler Governance-Strukturen 
 
 

MICHAEL WEIGL || Das Politikfeld der Migrations- und Einwanderungspolitik steht beispielhaft für 

Verflechtungen, Abhängigkeiten und begrenzte Gestaltungsspielräume moderner Politik in Zeiten 

der Globalisierung. Die internationale Staatengemeinschaft kann mittels der ihr zur Verfügung 

stehenden zivilen wie militärischen Instrumente versuchen, Fluchtursachen zu bekämpfen und 

Migration zu steuern. 

 

 
 

Solche Initiativen sind allerdings stets schwie-
rig und umstritten, sind sie doch mit dem Ein-

wirken auf souveräne Staaten oder dem Eingrei-
fen in das anarchische, unübersehbare Chaos 

zerfallen(d)er Staaten verbunden. Folgen solcher 
Interventionen, gerade mit Blick auf regionale 

Strukturen der Stabilität, sind niemals gänzlich 
absehbar und – wenn überhaupt – nur von 

langfristiger Wirkung. Auch mangelt es schon 
zumeist an einem geschlossenen und entschlos-

senen Auftreten der Staatengemeinschaft. 

 
 
 

 
 

 
 

 

 

Die Nationalstaaten selbst können sich dem 

Kampf um Fluchtursachen auch in Eigenregie 
annehmen. Mehr als punktuelle Erfolge und 

symbolische Ausrufezeichen aber sind ihrem 
Engagement in der Regel nicht beschieden, 

weshalb sich ihre Initiativen vor allem darauf 
konzentrieren, den nationalen Rahmen des 

Umgangs mit ankommenden Migranten zu ge-
stalten. Verbote und Gebote, allen voran die 

Regelung der Frage, wer immigrieren darf und 
wer welchen Aufenthaltsstatus verbunden mit 

welchen Rechten erhält, gehören zu ihrem täg-
lichen Handwerkszeug. Zugleich können Natio-

nalstaaten andererseits darauf hinwirken, die 
Voraussetzungen gelingender Integration zu stär-

ken – beispielsweise durch die Unterstützung 
von Angeboten der Spracherlernung. Inwieweit 

solche Initiativen aber tatsächlich Erfolg zeigen, 
liegt nur bedingt in der Hand nationaler Exe-

kutiven. Unbestritten ist, dass Integration als 
Zweibahnstraße nur gelingen kann, wenn sowohl 

die Gesellschaft des Ankunftslandes als auch 
die Migranten selbst zu Integration bereit sind. 

 
 

KOMMUNALES ENTSCHEIDUNGSHANDELN UND 

ZIVILGESELLSCHAFTLICHES ENGAGEMENT 

Die Kommunen sind das Schlussglied der 
Verantwortungskette und somit gleichwohl von 

zentraler Bedeutung. Abhängig von den Ent-
scheidungen höherer Ebenen sind es doch die 

Städte und Gemeinden vor Ort, in denen die 
konkreten Weichen gestellt werden müssen, 

damit Integration gelingen kann. Sie sind es, 
welche den nationalen Rahmen vor Ort mit 

Der Gestaltungsspielraum der Nationalstaaten in 

Bezug auf gelingende Integration ist BEGRENZT. 
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Leben füllen müssen, wobei nicht nur „harte“ 
Entscheidungen beispielsweise hinsichtlich der 

Unterbringung zu treffen sind. Als mindestens 
ebenso zentral erscheinen „weiche“ Initiativen, 

welche Migranten eine Perspektive aufzeigen 
und die Fremdheit zwischen ihnen und den 

Einheimischen überwinden. Die zentrale kom-
munale Funktion der Integration der Stadtbe-

völkerung1 sieht sich hier im Besonderen her-
ausgefordert – umso mehr, je homogener sich 

die kommunale Gemeinschaft zuvor präsentier-
te, beispielsweise in peripheren Regionen. Das 

zivilgesellschaftliche Engagement, ohne das In-
tegration nur eine Leerformel bleibt, aber kann 

auch von der kommunalen Politik nur geför-
dert, nicht erzwungen werden. 

In der so genannten „Flüchtlingskrise“ hat 
sich abermals bestätigt, auf welch starkem Fun-

dament die Zivilgesellschaft in Deutschland 
steht. Nicht nur haben unzählige Initiativen 

Ehrenamtlicher allerorts geholfen, die erste 
Phase massenhafter Ankunft zu bewältigen. In 

dieser Zeit, da Kompetenzen und Abläufe noch 
nicht geklärt waren, stellten sie eine unerlässli-

che Ergänzung des staatlichen Handelns dar. 
Mit dem Rückgang der Ankunftszahlen und der 

Gerinnung administrativer Abläufe zur Routine 
hat sich der Charakter dieses Engagements ver-

ändert, ohne obsolet geworden zu sein. Gelin-
gende Integration vor Ort ist dauerhaft nur als 

fruchtbares Zusammenspiel kommunalpoliti-
schen Entscheidungshandelns und gelebtem 

zivilgesellschaftlichem Engagement zu denken 
und verweist so auf die traditionelle Stärke von 

Kommunen. 
Schon lange ist das lokale Entscheidungshan-

deln in Bewegung. Das Modewort „Governance“ 
als Bezeichnung für den Wandel politischer 

Steuerungsmodi von Hierarchie zum Regieren 
„in und durch Netzwerke“2 hat kaum irgend-

wo sonst mehr Berechtigung denn mit Blick auf 
Kommunen. Näher am Bürger zu sein: Schon 

immer war dies einer der beherrschenden Topoi, 
die Relevanz von kommunaler und regionaler 

Politik zu begründen. Mit dem Wandel kom-
munaler Willensbildungs- und Entscheidungs-

prozesse wurde die Berechtigung dieses Satzes 
nicht nur abermals untermauert. Vielmehr hat 

die traditionelle Bürgernähe von Kommunen 
nochmals eine neue Qualität angenommen. In-

tegrierte Entwicklungskonzepte unter Einbezie-
hung aller relevanten Akteure, die Idee sozialer 

Dorfentwicklung als „tatkräftiges Miteinander 
der Menschen“3 oder kommunale Runde Tische 

sind nur drei Beispiele für sich etablierende 
Strukturen, welche alte hierarchische Entschei-

dungsprozesse überwinden. War die Gestaltung 
des Lebensraumes Gemeinde früher vornehm-

lich in die Hand des Bürgermeisters und der 
Stadträte als kommunale Autoritäten gelegt, ist 

es heute zunehmend die Bevölkerung im Ge-
samten, die aufgerufen ist, ihrer Heimat vor 

Ort Konturen zu geben und sie zu leben. Zwar 
sind mit dieser Entwicklung manche Fragen 

aufgeworfen, so zum Beispiel hinsichtlich des 
Paradoxons, dass auch für gemeinsam ausge-

handelte Entscheidungen die politische Verant-
wortlichkeit allein bei den politischen Repräsen-

tanten verbleibt. Dennoch ist die schleichende 
Transformation des Entscheidungsraumes Kom-

mune als beachtlich zu kennzeichnen, ist hier 
doch eine Annäherung an das demokratische 

Ideal eines von allen Bürgern getragenen Ge-
staltungsraumes zu beobachten. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Diese in den vergangenen Jahrzehnten neu 

etablierten kommunalen Governance-Struktu-
ren bieten für die Entwicklung von Städten und 

Gemeinden – nicht nur, aber nicht zuletzt im 
ländlichen Raum – eine große Chance. Sie hel-

fen, Entfremdungsprozessen zwischen Staat und 
Bürgern, wie sie auf höheren politischen Ebe-

nen zu beobachten sind, entgegenzuwirken, die 
Attraktivität von gerade auch kleinen Kommu-

nen als vitalem Lebensraum zu stärken und 
Entscheidungsblockaden durch Bürgerproteste 

schon im Vorfeld von Vorhaben zu kanalisieren 
und zu organisieren. Darüber hinaus sind sie 

geeignet, auch neue Herausforderungen wie die 
der Migration in Bahnen zu lenken, die dem 

Integrationsgedanken von Kommunen gerecht 
werden.  

Das Entscheidungs- und Gestaltungshandeln der 

Kommunen wird von den BÜRGERN gesteuert. 
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KOMMUNALE GOVERNANCE-STRUKTUREN  

ALS INSTRUMENT DER INTEGRATION 

Bei aller berechtigter Euphorie über das zi-
vilgesellschaftliche Engagement im Rahmen der 

„Flüchtlingskrise“ darf die politische wie gesell-
schaftliche Sprengkraft dieser Herausforderung 

nicht übersehen werden. Dem Engagement der 
Einen steht die Skepsis der Anderen gegenüber. 

Integration, so haben die Auseinandersetzungen 
gezeigt, ist keine Selbstverständlichkeit, deren 

Erfolg sich mit der Zeit wie von selbst einstellt. 
Zu tief sind die Gräben, die sich zwischen 

„Willkommenskultur“ und Verlustängsten auf-
tun. Auch wenn es angesichts des Abflauens des 

Migrantenstroms zuweilen scheinen mag, dass 
sie zugeschüttet seien, sind ihre Spuren doch 

tatsächlich Gletscherspalten gleich nur ober-
flächlich verwischt. Zu erwartende Langzeit-

effekte der Migrationsbemühungen ebenso wie 
nicht unwahrscheinlich erscheinende neue 

Migrationsströme könnten sie jederzeit wieder 
aufreißen. 

Integration nicht nur zu bewältigen, sondern 
auch im Jetzt und für die Zukunft zu lernen, 

muss das Ziel der anstehenden Anstrengungen 
sein. Hierfür bieten die in der Vergangenheit zu-

nehmend etablierten kommunalen Governance-
Strukturen ein Instrument, das nicht erst erfun-

den werden muss, sondern bereits bekannt ist, 
Vertrauen genießt und seine integrative Kraft 

bewiesen hat. Es gilt, diese vorhandenen Instru-
mente zu nutzen und weiterzuentwickeln, um 

so eine Brücke zwischen dem zivilgesellschaftli-
chen Engagement der Willkommenskultur und 

den Anliegen der gesamten kommunalen Gesell-
schaft zu schlagen. 

 
Die bereits etablierten GOVERNANCE-

STRUKTUREN ermöglichen und erleichtern  

die Integration. 

 

Tatsächlich sind die Herausforderungen der 
Integration von Migranten nicht zu trennen von 

der Integration der kommunalen Gesellschaft 
im Generellen. Wird das Thema Integration von 

Migranten in einem abgesonderten und geschütz-
ten Governance-Kontext behandelt, droht sich 

die Konstruktion einer Ingroup-Outgroup-Kon-
stellation zwischen einheimischer Bevölkerung 

einerseits und Neuankömmlingen andererseits 
zu verfestigen. Wird die Herausforderung Inte-

gration dagegen in die traditionell Kommunen 
herausfordernde Themenagenda integriert, stei-

gen nicht nur die Chancen nachhaltiger Inte-
gration. Auch sind so Potenziale der Neubürger 

zu organisieren und gezielter abzurufen. 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
Kann Vielfalt traditionell als eines der Merk-

male von Städten gelten, ist die Pluralisierung 
von Lebensstilen und die wachsende Hetero-

genität der Gesellschaft inzwischen auch in 
kleinen Gemeinden des ländlichen Raums zu 

beobachten. Die von der Gemeinschaft wie der 
Politik in Großstädten und kleinen Gemeinden 

zu bearbeitenden Konfliktlinien nähern sich so 
zunehmend an. Diejenigen, die von der Gesell-

schaft abgehängt zu werden drohen, müssen 
mitgenommen werden, möchte eine Spaltung 

der kommunalen Gemeinschaft verhindert wer-
den; Herkunft, Glaube oder Hautfarbe sind für 

die Suche angemessener Lösungen dieser Her-
ausforderung zweitrangig. Strukturdefizite, wel-

che Kommunen zu lösen haben, betreffen alle 
Einheimische gleichermaßen, egal welcher Na-

tion oder Sprache. Die Diskussion um Mobilität 
von Migranten kann beispielsweise in Migra-

tionszusammenhängen bearbeitet werden. Sie 
kann aber auch in bestehende Governance-

Strukturen zur Lösung von Mobilitätsfragen 
der Gesamtkommune integriert werden. Nicht 

nur wird die Herausforderung Migration so 
vergemeinschaftet. Auch ihre Lösung in Form 

von Entscheidungen und Initiativen kommen 
dann der Gesamtgemeinde zugute, nicht nur 

einer ausgewählten Personengruppe. Das The-
ma Integration könnte so zur Selbstverständ-

lichkeit werden; nicht, weil es nicht bearbeitet 
wird, sondern weil es nicht singularisiert wird. 

Mit Hilfe der Governance-Strukturen kann  

die Migration in einen kommunalen GESAMT-

ZUSAMMENHANG gestellt werden. 
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Für die politische wie gesellschaftliche Be-
arbeitung des Themas Migration bedarf es einer 

engen Zusammenarbeit zwischen engagierten 
Kommunen und einer engagierten Zivilgesell-

schaft. Jedoch scheint es sachpolitisch wenig ziel-
führend und für die kommunale Solidargemein-

schaft wenig förderlich, das Thema Migration 
in einem weitgehend unabhängig von anderen 

Instrumenten und Netzwerken der Stadt-Bürger-
Beziehung geführten Dialog zu thematisieren. 

Vielmehr bieten die bereits etablierten Govern-
ance-Strukturen von Kommunen die Chance, 

das herausfordernde Thema Migration zu inte-
grieren und so in einen kommunalen Gesamt-

zusammenhang zu stellen. Nicht nur würde 
sich derart die Chance bieten, das sozial brisan-

te Thema der Integration zu entschärfen. Auch 
könnten auf diese Weise Potenziale der Zivilge-

sellschaft, wie sie in der „Flüchtlingskrise“ auf-
geschienen sind, zumindest partiell in ein lang-

fristiges Engagement für die Kommune und die 
Region umgemünzt werden. Die zu erwarten-

den Spill-Over-Effekte zwischen Themen und 
Engagierten würden schließlich auch die Gov-

ernance-Strukturen der Kommunen weiter präzi-
sieren und schärfen. Indem Städte und Gemein-

den so noch näher an die Bürger heranrücken, 
würden sie einen weiteren Schritt hin zu dem 

Modell einer idealen demokratischen Gesell-
schaft gehen. 

 
||  DR. MICHAEL WEIGL 
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